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Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. 
  

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 

  

Hintergrundpapier:  Bestmögliche Vormundschaft für unbegleitete minderjährige 
Geflüchtete gewährleisten! 

  

 
Über den Arbeitskreis: 
 
Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich monatlich und berät 
sich über alltägliche Hürden und Probleme von unbegleiteten und begleiteten minderjährigen 
Geflüchteten in Berlin, tauscht sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam 
Forderungen an die Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats auch 
Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrums für junge 
Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS), des Landesausschusses für Migration, Diversität und 
Antidiskriminierung (LAMA) der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION – 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen Jugendhilfe- und 
Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden Lehrkräften von Willkommensklassen, 
ehemaligen Vormund*innen und engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in 
die Forderungen eingebracht haben. 

  

Kernforderung 

Zur Sicherung des Kindeswohls unbegleiteter minderjähriger Geflüchteter ist in 

Berlin die im GEAS vorgesehene maximale Fallzahl von 30 Fällen pro 

hauptamtlicher Amts- oder Vereinsvormund*in zwingend umzusetzen und 

gleichzeitig das Netzwerk Vormundschaft als zentraler Baustein für die Gewinnung 

ehrenamtlicher Einzelvormund*innen dauerhaft auskömmlich zu finanzieren. 
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Ausgangslage 

In Berlin wird nach einem starren Verfahren für neu eingereiste unbegleitete 

minderjährige Geflüchtete durch die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 

Familie zu 80% eine Amtsvormundschaft und zu 20% eine Vereinsvormundschaft 

angeregt (siehe AV-UMF, Nr. 9 Abs. 4 Satz 5).  

Dies wird der gesetzlichen Lage und der bestmöglichen Unterstützung der 

unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten nicht gerecht. Kraft Gesetzes haben 

geeignete Ehrenamtliche als Einzelvormund einen Vorrang vor Amts- oder 

Vereinsvormundschaft. Die 1:1-Unterstützung durch empathische, geschulte und 

fachlich betreute Ehrenamtliche ist für die meisten umF von spürbaren Vorteil für 

ihr Ankommen und ihre Integration in Berlin. Viele Vormund*innen sind außerdem 

bereit, diese Beziehung auch mit den jungen Erwachsenen im Sinne einer 

Patenschaft fortzuführen und somit den Übergang in das Erwachsenenalter zu 

begleiten. Dies wird bestätigt durch die 2019/2020 erfolgende unabhängige 

Evaluation des Netzwerkes Vormundschaft (siehe Kurzbericht der Camino gGmbH 

vom 3.5.2021). Demgegenüber müssen Amts- und Vereinsvormund*innen zeitgleich 

zwischen 30 und 50 Vormundschaften führen und die Unterstützung mit 

Volljährigkeit der Mündel beenden – ehrenamtliche Einzelvormundschaften gehen 

in aller Regel in eine Betreuung und Begleitung der jungen Volljährigen über. 

 

Welche Verantwortung trägt das Land Berlin? 

Das ab dem 1. Januar 2023 geltende Vormundschaftsreformgesetz stärkt die 

ehrenamtliche Einzelvormundschaft und verpflichtet Jugendämter und 

Familiengerichte in jedem Einzelfall dazu, nach eine*r geeigneten ehrenamtlichen 

Vormund*in zu suchen (Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und 

Betreuungsrechts, BR-DrS 564/20). Das mit Unterstützung des Landes Berlin 

gegründete Netzwerk Vormundschaft (NWV) - aktuell bestehend aus 

Caritasverband e.V., XENION e.V./akinda und Nachbarschaftsheim Schöneberg 

e.V./Cura Vormundschaftsverein - ist nur bei Fortführung einer auskömmlichen 

Finanzierung in der Lage, die erforderliche Anzahl Ehrenamtlicher zu akquirieren, 

zu schulen und während und nach der Vormundschaft fachlich zu begleiten. Diese 
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neue gesetzliche Anforderung kann am besten dadurch realisiert werden, dass 

einer der Vormundschaftsvereine des NWV zum (vorläufigen) Vormund bestellt 

wird, falls nicht sogleich eine geeignete Person als ehrenamtliche 

Einzelvormund*in gefunden werden kann. Innerhalb der Frist der vorläufigen 

Vormundschaft können die Vormundschaftsvereine durch ihre organisatorische, 

strukturelle und personelle Verbundenheit mit den Ehrenamtsprojekten sodann 

die Bestellung einer Einzelvormund*in sicherstellen oder begründen, warum 

ausnahmsweise eine hauptamtliche Vormundschaft dem Kindeswohl besser 

entspricht. Diese Möglichkeit besteht bei der Amtsvormundschaft nicht, da diese 

keine Ehrenamtlichen akquiriert, schult und begleitet. 

Die Stärkung der Vormundschaftsvereine verbessert auch die 

Interessenwahrnehmung für die Minderjährigen. Während Amtsvormund*innen in 

behördliche Strukturen eingebunden sind und sich bei intensiver Wahrnehmung 

der Rechte und Interessen ihrer Mündel auch gegen eigene Kolleg*innen 

durchsetzen müssen, sind Vereins- und ehrenamtliche Vormund*innen von diesen 

Beschränkungen nicht betroffen und können von vornherein unabhängig agieren. 

Der aktuelle Entwurf des Haushaltsgesetzes sieht drastische Kürzungen der Mittel 

für das Netzwerk Vormundschaft vor und gefährdet damit im Kern die 

ehrenamtliche Vormundschaft für unbegleitete minderjährige Geflüchtete und das 

Drei-Säulen-Modell! 

 

Hieraus ergeben sich für das Land Berlin folgende Handlungsaufträge: 

● Unabhängige Information der neu eingereisten umF über die 

unterschiedlichen Vormundschaftsformen und das diesbezügliche Wunsch- 

und Wahlrecht  

● Allen neu eingereisten unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten ist so 

früh wie möglich das Angebot zu machen, eine*n ehrenamtliche*n 

Einzelvormund*in zu wählen. 

● Erhalt und Ausbau der vom Land Berlin entwickelten Strukturen des 

Netzwerkes Vormundschaft (NWV) zur Gewährleistung der gesetzlichen 

Anforderungen des Vormundschaftsreformgesetzes 
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● Auskömmliche Finanzierung von Vormundschaftsvereinen und 

Ehrenamtsprojekten zur Aufrechterhaltung des Drei-Säulen-Modells der 

Vormundschaft mit Amts-, Vereins- und ehrenamtlichen Vormundschaften  

● Berlin als Vorreiter der Umsetzung des reformierten Vormundschaftsrechts 

durch Weiterentwicklung des Zusammenspiels zwischen ehrenamtlichen 

Einzelvormundschaften und Vormundschaftsvereinen 

 


